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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Der mehrtägige Staatsbesuch des chinesischen Präsidenten Xi Jinping im Januar 2017
wurde von einigen Misstönen begleitet. Über 400 Exiltibeter demonstrierten vor der
Ankunft des hochrangigen Besuchs in Bern. Die bewilligte Demonstration fand jedoch
auf dem Waisenhausplatz statt und somit ausser Sichtweite des Bundeshauses. Ein
Debakel wie beim letzten chinesischen Staatsbesuch 1999, als tibetische
Demonstrierende für Unruhe gesorgt hatten, wollte man so verhindern. Dass die
Sicherheitslage angespannt war, verdeutlichte der Versuch einer Selbstverbrennung
durch einen tibetischen Protestanten, der jedoch durch die Polizei und Demonstranten
vereitelt werden konnte. Am Sonntagnachmittag fand zudem eine zweite, unbewilligte
Demonstration statt, bei der die Polizei 14 Demonstrierende abführte, welche
Transparente mitgebracht hatten und Parolen skandierten. Die NZZ verglich das
Vorgehen der Polizei mit den vorherrschenden Zuständen in autoritären Staaten. Der
Mediensprecher der Berner Polizei versicherte jedoch, dass die Meinungsfreiheit
jederzeit gewährleistet worden sei. Gemäss NZZ bat die Berner Stadtpolizei ausserdem
Anwohner der Zufahrtsstrecke zum Bundeshaus darum, tibetische Fahnen abzuhängen,
dies jedoch auf freiwilliger Basis. 

Der Bundesrat sorgte auch im Anschluss an die Gespräche dafür, dass der hochrangige
Gast auf keinen Fall mit Kritik am chinesischen Staat konfrontiert wurde. So durften an
der gemeinsamen Pressekonferenz von Doris Leuthard und Xi Jinping keine Fragen an
den chinesischen Präsidenten gerichtet werden. Dementsprechend musste sich dieser
auch nicht zur Lage der Menschenrechte in China äussern, kommentierten die Medien.

Ein Hauptziel des Besuchs war es, die bilateralen Beziehungen im Rahmen der
«Innovativen Strategischen Partnerschaft» auszubauen. Insgesamt wurden zehn
Vereinbarungen unterzeichnet, darunter ein Kultur-Abkommen, ein Abkommen im
Zollbereich sowie eine Absichtserklärung im Energiebereich. Weitere Themen waren
der Welthandel, das Finanzsystem und der Umweltschutz. Hinsichtlich der bilateralen
Beziehungen diskutierte man wirtschaftliche Themen, aber auch Menschenrechtsfragen
und den Schutz von Minderheiten. Hinter den Kulissen habe man die
Menschenrechtsfragen angesprochen, in der Öffentlichkeit wolle man diese aber nicht
diskutieren, konterte Bundespräsidentin Leuthard die mediale Kritik. In Abwesenheit
von Jingping kritisierte sie die Menschenrechtslage in China später mit deutlichen
Worten, denn weder die Situation in chinesischen Gefängnissen und von Minderheiten,
noch der Grad der Medienfreiheit entsprächen Schweizer Vorstellungen.
Nach der Eröffnung des WEF-Jahrestreffens am Dienstag folgte am Mittwoch kurz vor
der Abreise ein Treffen des chinesischen Präsidenten mit dem neuen UNO-
Generalsekretär António Guterres. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.01.2017
AMANDO AMMANN

1) Medienmitteilung UVEK vom 16.1.17; Medienmitteilung UVEK vom 18.1.17; Übersicht Abkommen; AZ, BaZ, Blick, NZZ, TA, TG,
16.1.17; AZ, BaZ, LZ, Lib, NZZ, TA, 17.1.17
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